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An den Herrn 
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Betr.: Kleine Anfrage Nr. 305 der Fraktion der SPD 
- Nr. 3866 der Driieksaclien - Steuerabzug bei 
Entschädigungen auf Grund der Wiedergiitinacliimgsgesetze 


Das Einkommensteuerrecht unterliegt der kon- 
kurrierenden Gesetzgebung des Bundes. Der 
Bund hat sein Gesetzgebungsrecht auf diesem 
Gebiet in Anspruch genommen. Durch das 
Gesetz zur Änderung des Einkommensteuer- 
gesetzes und des Körperschaftsteuergesetzes 
vom 29. April 1950 (BundesgesetzbL S. 95) 
ist die Vorschrift des § 3 Ziffer 7 EStG ge- 
schaffen worden. Nach dieser Vorschrift sind 
steuerfrei : 

„ Geldrentcn, Kapitalentschädigungen und 
Leistungen im Heilverfahren, die auf 
Grund gesetzlicher Vorschriften zur 
Wiedergutmachung nationalsozialistischen 
Unrechts für Sdiaden an Leben, Körper, 
Gesundheit und durch Freiheitsentzug 
gewährt werden;”. 

In der Begründung zu dieser Vorschrift 
(Bundestags-Drucksache Nr. 317) wird aus- 
geführt, daß „Vorschriften, auf Grund deren 
Leistungen der in § 3 Ziffer 7 EStG bezeich- 
neten Art steuerfrei gewährt werden, in dem 
Wiedergutmadiungsredit der einzelnen Länder 
enthalten sind.” Die steuerliche Behandlung 
von Wiedergutmachungsleistungen anderer 
Art, z. B. Entschädigungen für Verluste im 
wirtschaftlichen Fortkommen, richtet sich dem- 
gemäß nach den allgemeinen Vorschriften des 


Einkommensteuergesetzes; soweit es sich bei 
solchen Entschädigungen um Ersatz für ent- 
gangene Einnahmen handelt, sind sie nach 
§ 24 EStG steuerpflichtig. Soweit in den 
Wiedergutmachungsgesetzen einzelner Länder 
vom Bundessteuerrecht abweichende Rege- 
lungen getroffen worden sind, geht die bundes- 
gesetzliche Regelung der Regelung in den 
Landes gesetzen vor. 

In einem Sonderausschuß des Bundesrates wird 
seit einiger Zeit der Entwurf eines Bundes- 
entschädigungsgesetzes beraten (Drucksache 
Nr. WG 38/52). Der Entwurf sieht vor, daß 
die Entschädigungsleistungen nicht der Ein- 
kommensteuer unterliegen sollen. Die Bundes- 
regierung ist an dem Entwurf bisher nicht 
beteiligt gewesen und wird einen eigenen 
Entwurf vorlegen. Es ist noch nicht zu über- 
sehen, ob in der endgültigen Fassung des 
Gesetzes Steuerbefreiungsvorschriften enthalten 
sein und welchen Inhalt sie gegebenenfalls 
haben werden. Es wird aber zu berücksichtigen 
sein, daß die Leistungen nach dem Bundes- 
gesetz zur Regelung der Wiedergutmachung 
nationalsozialistischen Unrechts für Angehörige 
des öffentlichen Dienstes vom 11. Mai 1951 
(BundesgesetzbL I S. 291) einkommensteuer- 
(lohnsteuer-) pflichtig sind. 


Druck: Peter Meier. Bulsdorl-Slegburg 
Allein- Vertrieb; Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30 
und Wiesbaden, Nletzschestr. i 



Zusammenfassend ist zu sagen, daß nach dem 
geltenden Redit die Entsdiädigungcn für 
Verluste im wirtschaftlichen Fortkommen auf 
Grund der Wieder gutmachungsgestee der 
Länder nach § 24 EStG einkommensteuer- 
pflichtig sind, daß demnach die Erhebung 
der Lohnsteuer als rechtmäßig angesehen 
werden muß. Auf der anderen Seite steht 
noch nicht fest, wie die Frage der Einkommen- 
stcuerpflicht in solchen Fällen in dem Bundes- 
entschädigungsgesetz endgültig geregelt werden 
wird. 

Die Bundesregierung ist aus Gründen der 
Zuständigkeit nicht in der Lage, den Erlaß 
vorläufiger Bescheide oder die Stundung der 
Einkommensteuer anzuordnen, da die Länder 


die Verwaltung der Einkommen- und Körper- 
schaftsteucr durchführen. Sic könnte lediglich 
versuchen, die steuerliche Behandlung in den 
Ländern zu koordinieren. Die Angelegenheit 
ist bereits mit Vertretern der Finanz- 
ministerien der Länder erörtert worden. Die 
endgültigen Stellungnahmen liegen jedodi noch 
nicht vor. Es erscheint aber zweifelhaft, ob 
angesichts der heutigen Rechtslage und der 
für die Angehörigen des Öffentlichen Dienstes 
bestehenden Regelung, wonach die Einkommen- 
steuer (Lohnsteuer) bei Entschädigungsleistun- 
gen für Ver lüste im wirtschaftlichen Fort- 
kommen zu erheben ist, von der Steuerer- 
hebung zurzeit abgesehen werden kann. 

Sdiäffer 



